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Chronique générale

Economie

Politique économique

Politique économique

In der Frühjahrssession 2022  nahm der Nationalrat ein vom Bundesrat unterstütztes
Postulat Brenzikofer (gp, BL) zur Prüfung möglicher rechtlicher Konsequenzen bei
absichtlicher Verkürzung der Produktlebensdauer mit 113 zu 76 Stimmen bei 1
Enthaltung an. Wie die grüne Nationalrätin argumentierte, würden Unternehmen durch
die sogenannte geplante Obsoleszenz den Produktlebenszyklus in gesättigten Märkten
bewusst verkürzen, um den Absatz steigern zu können. Dies laufe dem Gedanken der
Kreislaufwirtschaft, einem bewussten Umgang mit Ressourcen sowie den
Klimaschutzbestrebungen zuwider. Entsprechend solle ein Verbot eines solchen
Verhaltens geprüft werden. Im Parlament stemmten sich die FDP-Fraktion beinahe
vollständig und die SVP-Fraktion geschlossen gegen das Postulat; ein solcher Bericht
liege bereits mit dem angenommenen Postulat Vonlanthen (mitte, FR; Po. 17.3505) vor,
erklärte etwa Pierre-André Page (svp, FR) die ablehnende Haltung seiner Fraktion.
Zudem könnten die Konsumentinnen und Konsumenten auf dem freien Markt
diejenigen Unternehmen wählen, die eine verlängerte Garantie anböten und für eine
hohe Qualität bekannt seien. Eine Mehrheit des Nationalrates folgte hingegen dem
Votum von Bundesrätin Simonetta Sommaruga für Annahme des Postulats. Ferner
schlug die Bundesrätin vor, die vom Postulat aufgeworfenen Fragen in einem sich
bereits in Arbeit befindenden Bericht zu beantworten, mit dem ein 2018 überwiesenes
Postulat Marchand-Balet (damals cvp, VS; Po. 18.3248) erfüllt werden soll. Während bei
diesem Postulatsbericht die Rechtslagen zur geplanten Obsoleszenz im Ausland und in
der Schweiz verglichen werden, sollen aufgrund des vorliegenden Postulats die Angaben
zur Kreislaufwirtschaft aus dem Bericht Vonlanthen aktualisiert sowie mögliche
Anpassungsvorschläge im Schweizer Recht aufgezeigt werden. Der Bericht könne damit
als Basis für die Diskussion zur Schaffung rechtlicher Normen verwendet werden,
erklärte die Energieministerin. 1

POSTULAT
DATE: 17.03.2022
MARCO ACKERMANN

Politique structurelle

Stillschweigend folgte der Ständerat in der Frühjahrssession 2022 dem Antrag seiner
WAK-SR und stimmte der vom Nationalrat abgeänderten Motion Schmid (fdp, GR) zur
Änderung der Chemikalien-Risikoreduktions-Verordnung (ChemRRV) zu. Damit erhielt
der Bundesrat den Auftrag, das Chemikalienrecht dahingehend anzupassen, dass
gefährliche Stoffe in der chemisch-pharmazeutischen Industrie (zur Herstellung von
Chemikalien und Heilmitteln) unter der Voraussetzung einer geschlossenen Produktion
ohne Emissionen in die Umwelt und ohne Exposition der Chemikalien gegenüber
Menschen mit angemessener Befristung weiterverwendet werden dürfen. Betroffene
Akteure müssten jedoch die Verwendung der Stoffe bei der Anmeldestelle Chemikalien
melden. Der Ständerat wollte, wie zuvor auch der Nationalrat, die Bezugnahme auf das
Chemikalienrecht der EU erlauben. Auf Antrag seiner vorberatenden Kommission liess
er eine entsprechende Klausel im Motionstext, die den Bezug auf EU-Recht untersagt
hätte, fallen. Umweltministerin Simonetta Sommaruga erklärte im Rat, dass der
Bundesrat keinen Handlungsbedarf erkannt habe und lieber bei der bestehenden Praxis
geblieben wäre, da mit der abgeänderten Variante zwar weiterhin eine Anpassung an
das EU-Recht möglich sei, der Gesundheits- und Umweltschutz dennoch geschwächt
würden. Die bisherige Norm hatte vorgesehen, dass die Industrie, wo immer möglich,
die besonders gefährlichen Stoffe durch Alternativen zu ersetzen hat. Mit der Annahme
der Motion werde diese «austarierte Regelung» nun eingeschränkt, monierte
Sommaruga. 2
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Ordre économique

Im September 2021 hiess der Nationalrat als Erstrat mit 95 zu 86 Stimmen bei 3
Enthaltungen eine Motion der FDP-Fraktion zur Klärung der Verantwortlichkeiten in
der Führung bundesnaher Betriebe  gut. Die Fraktion verlangte, dass der Bundesrat
erstens das Vorgehen bei der Wahl des Verwaltungsrats festlegt, zweitens
verschiedenste Zuständigkeiten bei Aufgaben wie jene für die Definition der
Unternehmensziele und der Eignerstrategie beschliesst und drittens rechtliche
Grundlagen zum Umgang mit Interessenskonflikten definiert. Die Fraktion berief sich
bei der Forderung auf Empfehlungen der OECD aus dem Jahr 2015 betreffend die
sogenannte Good-Governance staatsnaher Betriebe, welche der Bundesrat mit der
Gesetzesanpassung weitestgehend umsetzen soll. Wie Peter Schilliger (fdp, LU) im Rat
ausführte, nehme der Bund bei der Führung bundesnaher Betriebe mehrfache Rollen
als Eigner, Auftraggeber, Regulator und gegenüber der Bevölkerung als Treuhänder
wahr, weshalb Interessenskonflikte aufträten, die ein transparentes Management
verlangten. Als Beispiel fügte die FDP-Fraktion die Wahl von Ex-SP-Präsident und Ex-
Ständerat Christian Levrat (sp, FR) zum Verwaltungsratspräsident der Post AG durch SP-
Bundesrätin Simonetta Sommaruga im Frühjahr 2021 an, wo ein Interessenskonflikt im
Raum gestanden habe. 
Finanzminister Ueli Maurer vertrat im Rat die Meinung des Bundesrates, wonach kein
zusätzliches, spezielles Gesetz nötig sei, da die Vielfalt bei den bundesnahen Betrieben
gross sei. Folglich sei es zielführender, die Oberaufsichtsfunktion des Parlaments in
den zuständigen Subkommissionen der GPK spezifisch zu verbessern. Maurer verwies
zudem auf den von Expertinnen und Experten erstellten Corporate Governance Bericht
von 2019 sowie auf den Bericht zum Postulat Abate (fdp, TI), welcher dem Bund in der
Oberaufsicht gute Noten erteilt hatte und in dem keine grösseren Massnahmen als
erforderlich erachtet worden waren. Betreffend den Vorwurf des Interessenskonflikts
im Fall Levrat erklärte Maurer, dass der höchste Posten bei der Post AG viel politisches
Fingerspitzengefühl verlange, weshalb der SP-Magistrat als gut geeignet erachtet
worden sei. Während die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP und der Grünen
zusammen mit einer Mehrheit der Mitte-Fraktion dem Bundesrat folgten, setzten sich
die Fraktionen der FDP, der GLP und der SVP knapp durch und sorgten für Annahme
der Motion. 3

MOTION
DATE: 22.09.2021
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1) AB NR, 2022, S. 526
2) AB SR, 2022, S. 4 f.; Bericht WAK-SR vom 13.1.22
3) AB NR, 2021, S. 1820 ff.
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